
























(76) Im Programmzeitraum bis 1975 wird die CDU mindestens 250 000 
Wohnungen in Nordrhein-Westfalen neu schaffen. Im Rahmen eines 
solchen CDU-Wohnungsbauprogrammes wird der familiengerechte 
Wohnungsbau an Schwerpunkten des Wohnungsbedarfes Vorrang 
haben. In erster Linie müssen die Wohnungen an zukunftssicheren 
Standorten mit einem den modernen Anforderungen entsprechenden 
Wohnungsstandard errichtet werden . Die Wohnungsbauförderungs­
gesetzgebung ist so zu gestalten, daß auch neue, individuelle Wohn­
formen gefördert werden. Darüber hinaus muß den besonderen Auf­
gaben in ländlichen Räumen Rechnung getragen werden . 

(77) Durch gezielte Erneuerungs- und Modernisierungsmaßnahmen wird 
die CDU modernisierungsfähige Wohnungen ebenfalls den heutige 
neuzeitlichen Wohngewohnheiten anpassen. Dies gilt nicht nur für 
städtische, sondern ebenso für ländliche Bereiche. 

(78) Die CDU tritt auch in Zukunft für sozial tragbare Mieten ein. Hierfür 
sind u. a. erforderlich: 

• 1. Senkung der Baukosten durch Förderung von Rationalisierung 
und Forschung nach neuen Baumethoden, 

• 2. Verbesserung der Finanzierung und eine wirksamere Wohn-
geldgesetzgebung. 

Dabei wird zu prüfen sein , ob die gegenwärtige Finanzierung der 
einzelnen Wohnobjekte aufrechterhalten werden soll. Hierbei ist die 
Möglichkeit einer Änderung zugunsten einer Subjektfinanzierung zu 
untersuchen. Es ist zu prüfen, wie öffentlich geförderte Mietwohnun­
gen verstärkt zur privaten Eigentumsbildung herangezogen werden 
können. 

Die CDU wird ferner besondere Förderungsmaßnahmen für solche 
Wohnungsplanungen verlangen, die eine Anpassung an die sie 
wandelnden Bedürfnisse einer Familie gestatten und dadurch auc. 
dem Wohnungssuchenden verbesserte Möglichkeiten des Wohnungs­
wechsels bieten. 

Die CDU wird für eine Verbesserung der Wohnraumversorgung sol­
cher Personen, insbesondere der jungen Familien , sorgen, die jetzt 
nicht zu dem im sozialen Wohnungsbau berechtigten Personenkreis 
gehören, die aber einer staatlichen Hilfe bedürfen, z.B. durch Ände­
rung der Einkommensgrenze des zweiten Wohnungsbaugesetzes. 

(79) Im Zuge der Stadt- und Dorferneuerung sind die Möglichkeiten des 
Kabelfernsehens auszunutzen und zu fördern. 
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Die CDU sieht darin einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Fern­
sehens als zentrales Kommunikationsmittel. Die zusätzlichen Fern­
sehprogramme aus der Erschließung neuer Wellenbereiche sollen 
zur Versorgung der Bundesrepublik mit weiteren Fernseh-Empfangs­
möglichkeiten , zum Ausbau eines Bildungsfernsehens und zur Ver­
anstaltung von Privat-Fernseh-Kontrastprogrammen genutzt werden. 
Der Entwicklung des „ Kassettenfernsehens " im privaten Bereich 
wird die CDU besondere Aufmerksamkeit schenken. 

Bildungspolitik 

)0) Bildungspolitik ist wesentlicher Bestandteil der Gesellschaftspolitik. 
Die CDU will gleiche Bildungs- und Ausbildungschancen für alle 
eröffnen . Sie wird hierzu die notwendigen strukturellen und ökonomi­
schen Voraussetzungen schaffen. Dabei kommt es insbesondere 
darauf an , daß objektiv gleiche Bildungschancen auch subjektiv ge­
nützt werden können. Deshalb tritt die CDU für ein alle Bildungswege 
umfassendes bundeseinheitliches Bildungsförderungsgesetz ein, das 
auch eine frühzeitige und gründliche Bildungsberatung regeln muß. 

(81) Die CDU tritt für eine Rahmenkompetenz des Bundes für das gesamte 
Bildungswesen ein . Dadurch soll in der BRD eine einheitliche Struk­
tur des Bildungswesens erreicht, die Funktionsfähigkeit des Födera­
lismus gestärkt und zugleich eine europäische Orientierung unseres 
Bildungswesens ermöglicht werden. Die europäischen Bildungs­
systeme sollen einander angeglichen werden; Zeugnisse und Bil­
dungsabschlüsse müssen allgemein europäische Anerkennung finden. 

(82) Der Auftrag der Schule, die Entfaltung zur verantwortlichen Persön­
lichkeit in der demokratischen Gesellschaft zu fördern , darf nicht 
hinter denen der Wissensvermittlung und der Berufsvorbereitung zu­
rücktreten. Darum lehnt die CDU eine Schulpolitik ab, die einseitig 
auf Leistung ausgerichtet ist. Praktische und theoretische Ausbildung 
sind für die CDU gleichwertige Teile eines einheitlichen Bildungs­
konzeptes, das auch dazu dienen soll , gesellschaftliche Vorurteile 
abzubauen. 

In allen Schulen sind wesentlich mehr als bisher die zusammen­
hänge innerhalb der Gesellschaft und Wirtschaft sichtbar zu machen . 
Eine sinnvolle Integration aller Bildungseinrichtungen ist zu fordern. 
Dabei sind die Prinzipien der Durchlässigkeit und Differenzierung 
gleichrangig zu beachten. 
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Zur Verwirklichung dieser Grundsätze und im Hinblick auf die euro­
päische Orientierung unseres Bildungswesens fordert die CDU die 
Einführung eines Vorschuljahres, die allgemeine zehnjährige Schul­
pflicht und eine mindestens zwölfjährige Schuldauer zur Erlangung 
der Hochschulreife. 

Das Sonderschulwesen ist verstärkt auszubauen, auch im Hinblick 
auf vorschulische und weiterführende Bildungseinrichtungen. 

Hochbegabte sind besonders zu fördern. 

Der leistungs- und fachdifferenzierte Unterricht in den Stufen erfor­
dert umfassenden Ergänzungsunterricht und die Einrichtung außer­
schulischer Lernhilfen, eingehende Eltern- und Schülerberatunger 
den Ausbau des schulpsychologischen Dienstes und die Senkung der 
Klassenfrequenzen, damit jederzeit Leistungsverbesserungen und 
Fächerwechsel möglich sind . Ganztagsschulen für alle Schulformen 
sind vermehrt anzubieten, auch in ländlichen Gebieten. 

Die Lehrer sind durch Schulassistenten zu entlasten . Die Kosten 
trägt das Land. 

Die CDU wird diese Vorhaben durch eine in fünf Jahresraten verteilte 
mittelfristige Finanzplanung einleiten. 

Die CDU wird daran mitwirken, eine bundeseinheitliche studentische 
Krankenversorgung auf gesetzlicher Grundlage sicherzustellen. Hoch­
schulausbau und Schaffung geeigneten und ausreichenden Wohn­
raums für die Studenten gehören zusammen. 

(83) Ein für alle Bundesländer verbindliches Schulversuchsprogramm auf 
wissenschaftlicher Grundlage soll die laufendeAnpassung des Schul­
wesens an die modernen erziehungswissenschaftlichen und fach­
didaktischen Erkenntnisse ermöglichen. Auch die Vorbereitung der 
allgemeinen Einführung neuer Techniken der Wissensvermittlun. 
muß Gegenstand dieses Programms sein. 

Alle Schulversuche sollten sofort unter einer unabhängigen wissen­
schaftlichen Kontrolle durchgeführt und kritisch ausgewertet werden, 
um die Ergebnisse bei allen zukünftigen Planungen berücksichtigen 
zu können. In die Versuche sind alle Schulformen und -stufen ein­
zubeziehen. Die unterschiedlichen regionalen Strukturen müssen im 
Versuchsprogramm voll berücksichtigt werden. 

(84) Die CDU fordert die stufenbezogene Lehrerausbildung und wird für 
eine neue Gestaltung der Ausbildungsgänge, Prüfungsordnungen 
und für Möglichkeiten des Wechsels zwischen den Lehrämtern sorgen. 
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Lehrerausbildung und Weiterbildung der im Beruf stehenden Lehrer 
(Kontaktstudium) sollen die Übernahme gesicherter wissenschaft­
licher Erkenntnisse in die Berufspraxis garantieren. 

(85) Etwa 80 Prozent aller Jugendlichen besuchen nach Erfüllung der 
allgemeinen Schulpflicht berufsbildende Schulen. Die Bildungs­
politik der CDU wird sich deswegen verstärkt der Ansprüche dieser 
Jugendlichen annehmen. 

Berufliche Bildung ist gleichwertiger Teil unseres Bildungssystems. 
Die CDU will eine Berufsausbildung, die es dem arbeitenden Men­
schen ermöglicht, seine Fähigkeiten voll zu entfalten, die Chance 
des wirtschaftlichen und technischen Fortschritts zu nutzen und zur 
dynamischen Entw'icklung der Gesellschaft beizutragen. 

Die CDU fordert deshalb: 

• 1. Eine systematische, vertiefte und zeitgerechte vorberufliche 
Bildung hat die jungen Menschen auf ihre Aufgaben in unserer 
Gesellschaft vorzubereiten. Diese Bildung darf daher nicht auf 
die Abschlußklassen der allgemeinbildenden Schulen beschränkt 
werden, sondern muß vielmehr rechtzeitig und kontinuierlich 
vermittelt werden. 

• 2. Eine Bildungsberatung ist einzuführen , und die auf die Arbeits­
welt spezialisierte Beratung hat rechtzeitig einzusetzen, ist zu 
verbessern und auszubauen. 

• 3. Um die Durchlässigkeit horizontal und vertikal zu verbessern, 
muß das berufliche Schulwesen zu einem System entwickelt 
werden, das für jeden ohne Altersgrenze im Rahmen beruflicher 
Ausbildung, Fortbildung und Umschulung offen ist. 

• 4. Der Berufsbildung Behinderter ist besonders Rechnung zu 
tragen. 

• 5. Jeder Jugendliche muß eine berufliche Grundbildung erhalten, 
die den Zugang zu mehreren Berufen eröffnet und die allgemeine 
Bildung weiterführt. Für die Ausführung bietet sich insbesondere 
das schulische Berufsgrundjahr an. Eine auf der Grundbildung 
aufbauende Fachbildung muß stufenweise zu den speziellen Be­
rufsinhalten führen. Der zeitliche Anteil betrieblicher und schu­
lischer Bildung ist entsprechend dem Inhalt des beruflichen 
Bildungsganges aufzugliedern. 
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• 6. Soweit die in einer Region vorhandenen Ausbildungsstätten an 
Qualität und Anzahl den Erfordernissen nicht entsprechen, sind 
überbetriebliche Einrichtungen zu schaffen. 

• 7. Neben dem dualen Ausbildungssystem sind rein schulische Aus­
bildungsgänge, insbesondere als Modellmaßnahmen und zur 
Erprobung neuer pädagogischer und didaktischer Verfahren zu 
verwirklichen . 

• 8. Die Berufsbildungsförderung ist weiter auszubauen, das Berufs­
bildungsgesetz unter Ausnutzung der Rahmenkompetenz des 
Bundes zu verbessern. 

• 9. Es ist ein Landesentwicklungsplan für berufliche Fortbildun 
aufzustellen. Ausgehend vom gegenwärtigen Bestand über di 
Feststellung des Bedarfs sind zukünftige Entwicklungen zu ver­
deutlichen. Rundfunk, Fernsehen und Fernstudium sind in diese 
Planungen einzubeziehen . 

• 10. Die CDU wird sich dafür einsetzen, daß in Anbetracht der an­
gestrebten Rahmenkompetenz des Bundes für das gesamte Bil­
dungswesen die schulische Berufsbildung ebenfalls in die For­
schungsaufgaben des Bundesinstitutes für Berufsbildungsfor­
schung einbezogen wird . 

(86) Die CDU wird dafür sorgen, daß Rechte, die im modernen Bildungs­
wesen erworben worden sind, auch verwirklicht werden können . Wer 
die Hochschulreife erworben hat, muß studieren können. 

Für die CDU stehen daher Ausbau des gesamten Schulwesens, Re­
form der Berufsausbildung, Ausbau der Hochschulen und Reform 
der Studiengänge gleichrangig nebeneinander. 

(87) Die Gesamthochschule ist als Teil des gesamten Bildungssystem 
unter den vorrangigen Gesichtspunkten von Lehre und Ausbildur. _ _ 
stärker als bisher in Studienzielen und Studiengängen den vielfäl­
tigen Änderungen in der Gesellschaft anzupassen . 
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• Die Hochschule ist Ausgangspunkt des Prozesses, der das ge­
samte Bildungswesen von der vorschulischen Erziehung bis zur 
Universität zunehmenden neuen wissenschaftl ichen Informationen 
aufschließt. 

• Eine neue Universitätsstruktur hat durch Gesetz und Satzung alle 
Gruppen der Hochschule zu einem kooperat iven Arbeitsstil zu 
veranlassen . 

• So gesehen, dient die Hochschule in einer abgewogenen Synthese 
der akademischen Berufsausbildung, der Bildung eines kritischen 
Bürgers unter dem Aspekt der Bereitschaft und Befähigung zu 
lebenslangem Lernen, der Entwicklung der Fähigkeit, wissen­
schaftliche Fragestellungen zu formulieren und adäquate Me­
thoden anzuwenden und der Forschung mit deutlichem Bezug 
auf die Lehre. 

(88) Die Forderung nach gleichen Bildungschancen für alle bedeutet für 
die CDU, daß auch den arbeitenden Menschen die Möglichkeit für 
den späteren Zugang zur Hochschulreife gegeben werden muß. 

Die CDU sieht in der persönlichen Behauptung im Arbeitsprozeß 
eine personale Qualifikation für das Studium, die der rein intellek­
tuellen Schulausbildung gleichwertig ist. Die CDU befürwortet des­
halb die Einrichtung und den Ausbau eines Bildungsweges in zen­
tralen Orten , der den Erwerb wissenschaftlicher Fähigkeiten und 
exemplarischen Wissens bei Fortsetzung der Berufstätigkeit erlaubt. 
Dieser Bildungsweg darf nicht eine schematische Übertragung des 
traditionellen Schulwissens sein. 

Er schließt mit einer Prüfung ab, die sowohl fachstudienbezoger) sein 
kann , als auch alle Studieneinrichtungen eröffnen sollte. Die CDU 
wird dafür sorgen, daß dieser Bildungsweg genügend erprobt und 
weiterentwickelt wird. 

(89) Die CDU tritt für eine bedeutende Ausweitung der Studienplätze ein. 
Der „numerus clausus " ist durch ein Sofortprogramm unverzüglich 
zu beseitigen. Die CDU wird auf Grund der vorliegenden Berechnun­
gen bis 1975 die notwendigen 50 000 neuen Stud ienplätze schaffen, 
vier neue Universitäten und mindestens 15 neue Fachhochschulen 
gründen und in Abstimmung mit der Planung des Bundes die Stand­
orte so bestimmen, daß eine gleichmäßige Angebotslage im ganzen 
lande entsteht. Im Fall noch größeren Bedarfs wird sie noch mehr 
Studienplätze schaffen. 

Die CDU fordert eine systematische Studien- und Berufsberatung . 

(90) Die CDU wird eine kritische Sichtung der Prüfungsordnungen fordern 
unter den Gesichtspunkten: Orientierung der Prüfungsinhalte am 
Studienziel und am Berufsfeld, Objektivierung der Prüfungsverfahren 
unter stärkerer Berücksichtigung der Denkfähigkeit, der methodi­
schen Sicherheit und der selbständigen Weiterbildung gegenüber 
einem enzyklopädischen Wissen. 
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Die CDU wird Schule und Ausbildung als interdisziplinären For­
schungsbereich verstärkt in Forschung und Lehre der Universität 
einbeziehen und fordert für eine Verbesserung der Hochschuldidaktik 
und -methodik die Errichtung von Instituten für Hochschuldidaktik. 

(91) Die CDU wird für eine attraktivere soziale Ausstattung des ent­
stehenden Mittelbaus sorgen. 

Jeder Student erhält auf Antrag einen Förderungsbetrag bis zur Höhe 
der tatsächlichen Lebenshaltungskosten, unabhängig von der finan­
ziellen Situation der elterlichen Familie. Nach Abschluß des Studiums 
ist ein angemessener Prozentsatz dieser Summe in einem zumut­
baren Zeitraum zurückzuzahlen. 

(92) Die CDU wird fachlich und regional einander zugeordnete Einrichtun­
gen (Universitäten, Päd. Hochschulen, Fachhochschulen und Kunst­
und Musikhochschulen) zu Gesamthochschulen zusammenfassen, um 
Forschungseinrichtungen rationeller zu nutzen und die Durchlässig­
keit unter den Hochschulen eines Gesamthochschulbereichs zu 
fördern. 
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Die CDU wird das bestehende Hochschulrecht ändern: 

• Sie wird die gesetzlich bereits eingerichtete Landeshochschul­
konferenz durch Erweiterung ihrer Befugnisse dazu befähigen, 
untereinander und mit den staatlichen Organen zusammen­
zuwirken. 

Die Hochschulkonferenz soll bei derZusammenfassung von Hoch­
schulen zu Gesamthochschulen mitwirken. 

Sie soll Landtag und Landesregierung bei der Hochschulplanung, 
Hochschulentwicklung, dem Hochschulausbau, der Hochschul­
finanzierung sowie bei allen Entscheidungen von grundsätzliche 
Bedeutung in der staatlichen Forschungs- und Bildungspolit1 
beraten. 

Die Landesregierung hat der Hochschulkonferenz, bevor sie ihre 
Hochschulentwicklungspläne, die mittelfristige Finanzplanung und 
den jeweiligen Haushaltsentwurf dem Landtag vorlegt, Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu geben und diese zusammen mit ihren 
Entwürfen dem Landtag zuzuleiten. 

• Sie wird eine einheitliche Hochschullehrerlaufbahn schaffen. Für 
seine Lehraufgabe ist der wissenschaftliche Nachwuchs systema­
tisch zu fördern und in Didaktik auszubilden. 

• Die CDU wird ihre Bestrebungen in einem Hochschulrahmen­
gesetz zusammenfassen, das die Selbstverwaltung der Hoch­
schulen, ihre Ordnung in Fachabteilungen und übergeordneten Ein­
heiten und die Beteiligung aller Hochschulgruppen. in den Organen 
mit dem Ziel bestmöglicher Kooperation regelt. 

• Die Hochschulgruppen erhalten die Stellung einer rechtsfähigen 
Gl~edkörperschaft der Hochschule mit eigener Beitragshoheit, so­
weit es sich um die Finanzierung ihrer Selbstverwaltungs­
angelegenheiten handelt. 

• Die CDU fordert auf Landes- und Bundesebene eine gewählte 
Vertretung der Professoren, Assistenten und Studenten, deren 
Mitglieder entsprechend der Zusammensetzung der örtlichen 
gewählten Vertretungsgremien gewählt werden. Die Vertretungen 
sind an der Hochschulgesetzgebung zu beteiligen. 

(93) Die CDU tritt für eine nachdrückliche Förderung der Forschung durch 
eine angemessene etatmäßige Zuweisung von Forschungsmitteln für 
alle Hochschullehrer, durch ausreichende Erweiterung der Stellen­
pläne und durch großzügige Gewährung von Forschungssemestern 
für die Hochschullehrer ein. 

(94) Die Erwachsenenbildung, der eine steigende Bedeutung zukommt, ist 
als eigenständige Säule des Bildungswesens auszubauen. Wissen­
schaftliche Institute müssen die Grundlagen der Erwachsenenbildung 
erforschen, Aufgabenstellung und Methodik überprüfen und den mo"' 
dernen Erfordernissen der Erwachsenenbildung anpassen. 

Die Jugendbildung ist durch die Einrichtung von Jugendvolkshoch­
schulen zu fördern. Dabei ist die Arbeit der privaten und öffentlichen 
Träger zu koordinieren. Die jungen Hörer sind an der Programm­
gestaltung und Dozentenauswahl zu beteiligen. 

Die öffentlichen Bibliotheken und sonstigen modernen Informations­
medien müssen so ausgebaut werden, daß sie den modernen Erfor­
dernissen entsprechen. Wissenschaftliche Bibliotheken müssen ge­
fördert und ihre Benutzung muß für die Allgemeinheit erleichtert 
werden. Öffentliche und freie Träger müssen in einem kooperativen 
System zusammenwirken. Ihre staatliche Förderung richtet sich nach 
ihren jeweiligen Leistungen; ihre Einrichtungen müssen auch in die 
Lage versetzt werden, anerkannte Abschlüsse zu verleihen. Es muß 
darauf geachtet werden, daß in städtischen und ländlichen Gebieten 
ein gleichwertiges Bildungsangebot gemacht wird. · 
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Das Erwachsenenbildungsgesetz von 1953 (VHS-Gesetz) muß zeit­
gerecht ausgebaut werden. Das Bildungsförderungs.gesetz muß sich 
auch auf d ie Erwachsenenbildung beziehen. 

Durch ein Gesetz über Bildungsurlaub mit differenzierter Finanzie­
rung muß es den Arbeitnehmern ermöglicht werden , sich beruflich, 
politisch und kulturell weiterzubilden. Entsprechende Anforderungen 
an den Inhalt der einzubeziehenden Veranstaltungen sind vorzu­
sehen . 

An den Hochschulen sind in verstärktem Maß Möglichkeiten für 
Kontaktstudien zu schaffen. 

Die CDU wird im Zusammenwirken mit Wissenschafts- und Bildungs­
praxis für eine Weiterentwicklung der Bildungsinhalte als Voraus­
setzung für den sich unter den Bedingungen der modernen Gesell­
schaft im Felde und in der Polarität von Anpassung und Widerstand 
vollziehenden Bildungsprozeß Sorge tragen. 

Die CDU wird die Gründung eines Gemeinschaftswerkes des Bun­
des, der Länder, Universitäten und Rundfunkanstalten zur Nutzung 
der Möglichkeiten des Fernstudiums u. a. im Mediumverbund nach­
drücklich unterstützen. Dabei wird sie darauf hinwirken , daß alle 
Säulen des Bildungswesens an der Entwicklung des modernen Me­
dienunterrichts gleichmäßig partizipieren können. 

Um allen Bürgern umfassende Informationen über die immer viel­
fältiger werdenden Bildungsmöglichkeiten in Schule, Hochschule, 
Berufs- und Erwachsenenbildung zu sichern , tritt die CDU für die 
Errichtung zentraler Bildungsberatungsstellen in allen Städten und 
Landkreisen ein . 

Zur Verwirklichung dieser Grundsätze fordert die CDU eine Regelur,l::I 
der Mitbestimmungsrechte aller am Bildungsgeschehen unmittelbar 
beteiligten Gruppen in den Organen der Bildungseinrichtungen im 
Sinne funktionsgerechter Zusammenarbeit. 

Die CDU fordert die gesellschaftsnahe, aus der staatlichen Hierarchie 
ausgegliederte autonome Schule, die mit eigenen, vom Staat unab­
hängigen Rechten ausgestattet ist. Sie regelt ihre Angelegenheiten 
selbständig , sofern nicht übergeordnete Regelungen notwendig sind. 

Die autonome Schule erhält eine mitgliedschaftliche Organisation, 
an der Lehrer, Schüler und Eltern beteiligt sind. 

(100) Freie Trägerschaft im Bereich des Bildungswesens (Schule, Hoch­
schule, Erwachsenenbildung) ist wie bei öffentlichen Trägern bei 
gleichen Leistungsanforderungen zu ermöglichen. Die sozialen Siche­
rungen der Mitarbeiter sind zu gewährleisten. 

(101) Politische Bildung 
Darüber hinaus bedarf es einer intensiven politischen Bildungsarbeit 
im inner- und außerschulischen Bereich. Der Sinn des freiheitlich­
demokratischen Rechtsstaats ist insbesondere der Jugend verständ­
lich zu machen. Außerdem soll die politische Bildungsarbeit V8rtiefte 
Einsichten in das Wesen des Politischen vermitteln. Ausgerichtet an 
der politischen Wirklichkeit muß sie Kritik- und Urteilsfähigkeit ent­
wickeln und letztlich zur Entscheidungsfähigkeit im Sinne einer be­
wußten Mitgestaltung führen. 

Familie 

(102) Familienpolitik ist für die CDU Teil der Gesellschaftspolitik. Familien­
politik soll vor allem die soziale Chance des Kindes verbessern. Das 
durch die Leistung bestimmte Markteinkommen muß in allen Ein­
kommens- und Sozialschichten durch einen Familienlastenausgleich 
ergänzt werden. 

1. Das direkt gezahlte Kindergeld und die steuerlichen Vergünsti­
gungen sind in einer einheitlichen Fam ilienzulage, die in allen 
Einkommensschichten gleich hoch sind, zusammenzufassen. 

2. Die unterschiedlichen Leistungen für Kinder von Beschäftigten in 
der gewerblichen Wirtschaft und im öffentlichen Dienst müssen 
harmonisiert werden . 

(103) Eine CDU-Landesregierung wird ihre familienpolitischen Maßnahmen 
in einem Landesfamilienprogramm zusammenfassen und sie so als 
einen politischen Schwerpunkt sichtbar machen . Familienpolitische 
Maßnahmen bedürfen einer begleitenden wissenschaftlichen Unter­
suchung. 

(104) Eine CDU-Landesregierung wird sich besonders folgenden fami lien­
politischen Aufgaben zuwenden: 

• 1. Die Zahl der Kindergärten wird so vermehrt, daß jedem Kind 
ein Platz im Kindergarten angeboten werden kann. Die Funk­
tionsfähig'keit des Kindergartens wird durch Verkleinerung der 
Gruppen und bessere Ausstattung erhöht. 
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Die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten für sozialpädagogi­
sche Fachkräfte sollen erweitert und verbessert werden. 

Die Anstellung geeigneter Kräfte für die offene Arbeit mit 
Kindern , insbesondere auf Kinderspielplätzen , soll in Modell­
fällen gefördert werden. 

• 2. Die Zahl der Einrichtungen der Mütter-, Eltern- und Familien­
bildung sowie der Familienberatung wird vermehrt. In jedem 
Kreis muß wenigstens eine Erziehungsberatungsstelle zur Ver­
fügung stehen. 

• 3. Der Bau und Ausbau von Einrichtungen der Familienerholun 
wird verstärkt gefördert. 

• 4. Das Land soll sich und die Gemeinden durch Gesetz verpflich­
ten , einen kostengerechten Anteil an den Bau-, Personal- und 
Sachkosten der Einrichtungen der Familienh ilfe, vor allem der 
Kindergärten, zu tragen. 

• 5. Die Zuweisungen für die Familienerholung und entsprechende 
mittelfristig zu planende Maßnahmen sollen in der mittelfristi­
gen Finanzplanung des Landes aufgegliedert ausgewiesen 
werden. 

• 6. Einrichtung von Beratungs- und Informationsstellen für _Eltern 
von körperlich und geistig behinderten Kindern und Bereit­
stellung von Bildungshilfen. 

Jugend 

(105) Jugendpolitik ist für die CDU ein Angebot an die Jugend und zugleich 
eine Antwort auf die Fragen , Wünsche Ünd Forderungen der jung 
Generation. 

(106) Eine CDU-Landesregierung wird den Landesjugendplan auf wissen­
schaftlicher Grundlage weiterentwickeln und ihn modernen Erkennt­
nissen und künftigen Erfordernissen anpassen . Sie wird ihn mit den 
Möglichkeiten des Bundesjugendplanes abstimmen. Sie wird darauf 
hinwirken , daß der Landesjugendplan von kommunalen Jugend­
plänen ergänzt wird. 

(107) Eine CDU-Landesregierung wird sich im Rahmen des Landesjugend­
plans besonders folgenden Aufgaben zuwenden: 
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• 1. Jugendverbände und andere Träger der Jugendarbeit ·sollen 
mehr als bisher in den Stand gesetzt werden, Fachkräfte an­
zustellen und diese sowie neben- und ehrenamtliche Mitarbei­
ter aus- und fortzubilden. 

• 2. Die Jugendbildungsarbeit, besonders die politische Bildung , 
und die internationale Jugendbegegnung sollen verstärkt ge­
fördert, die Berlin-Fahrten und die Jugenderholung sollen fort­
geführt, die pädagogische Betreuung in Jugendwohnheimen 
soll gesichert werden. 

• 3. Der Bau von Jugendbildungs- und Jugendfreizeitstätten soll 
fortgesetzt werden. 

• 4. Die Jugendhilfe in sozialen Brennpunkten ist zu verstärken. 

• 5. Das Land soll sich und die Gemeinden durch Gesetz verpflich­
ten, einen kostengerechten Anteil an den Bau-, Personal- und 
Sachkosten der Einrichtungen der Jugendarbeit zu tragen. 

• 6. Die Gehaltsanteile für Fachkräfte sowie die Zuweisungen für 
Jugenderholung und entsprechende mittelfristig zu planende 
Maßnahmen sollen in der mittelfristigen Finanzplanung des 
Landes aufge'gliedert ausgewiesen werden. 

Frau· in Beruf und Familie 

(108) Gesellschaft und Wirtschaft sind auf die verantwortliche Mitarbeit der 
Frau angewiesen. Deshalb muß die Chancengleichheit in Bildung und 
Ausbildung gewährleistet werden . In Anerkennung der Doppelauf­
gabe der Frau in Familie und Beruf müssen die sozialpolitischen 
Probleme unter Beachtung der besonderen Schutzbedürftigkeit der 
Frau gelöst werden. Daher fordert die CDU: 

• 1. 

• 2. 

• 3. 

• 4. 

• 5. 

• 6. 

Aufstiegsmöglichkeiten der Frauen in der Arbeitswelt. 

Bessere Beteiligung der Frau in der gesamten Ordnung der 
Arbeitswelt. 

Abschaffung der Minderbewertung der sogenannten leichteren 
Arbeiten (Leichtlohngruppen). 

Vermehrtes Angebot von Teilzeitarbeitsplätzen mit der Rege­
lung sozialgerichtlicher Besonderheiten. 

Erleichterung der Rückkehr der Frau in das Berufsleben . 

Bessere soziale Sicherung der Hausfrau . 
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Solidarität der Generationen 
(109) Die CDU-Landesregierung wird eine Gesamtplanung vorlegen , die 

sicherstellt, daß jeder Mitbürger in der sefnem Alter und seinen Be­
dürfnissen angemessenen Umgebung finanziell unabhängig und aus­
reichend darauf vorbereitet den nachberuflichen Lebensabschnitt 
verbringen kann . Um dieses Ziel zu erreichen, ist im Hinblick auf die 
Gruppe der älteren Mitbürger folgendes zu verwirklichen : 

• 1. Zur Hinführung der Gesamtbevölkerung auf eine planvolle Vor­
bereitung des eigenen Alters und der verständnisvollen Begeg­
nung mit den Belangen der jeweils älteren Generation hat eine 
verstärkte Information der Offentlichkeit zu erfolgen. Solidarir· 
der Generationen kann nur gefordert werden, wenn eine jel 
mit den alterstypischen Gegebenheiten der anderen vertraut 
gemacht worden ist. 

• 2. Zur Erleichterung der Umstellung von der Phase der aktiven 
Berufstätigkeit zum Ruhestand ist ein gleitender Übergang vor­
zusehen. 

• 3. Für den Teil der Bevölkerung, der endgültig aus dem Berufs­
leben ausgeschieden ist, sind folgende altersbegleitende Maß­
nahmen zu fordern: 

Auf dem Gebiet der Gesundheitspflege kommen in Betracht 
generelle Vorsorgeuntersuchungen , Altenerholungen und Kuren 
und spezielle Dienstleistungen wie Mahlzeiten auf Rädern und 
dergleichen mehr. Außerdem sollten bei Erkrankungen, Haus­
ader Heimpflege durch speziell geschultes Personal gewähr­
leistet sein. 

Auf dem Gebiet des Wohnungsbaues ist für angemessene 
Altenwohnungen , Altenheime mit Pflegestationen zu sorgen. 

Auf dem Gebiet der Kontaktpflege sind Tagesstätten , Klu „ 
und Beratungsstellen anzubieten und die Teilnahme an allge­
meinen kulturellen Veranstaltungen zu ermöglichen . 

Opfer der Kriege und der Gewaltherrschaft 

(110) Die CDU tritt für die Fortentwicklung der Entschädigung und für ab­
schließende Eingliederungsmaßnahmen zugunsten aller Opfer des 
Krieges und der Gewaltherrschaft ein. Sie sieht darin die Verwirk­
lichung der Solidarität, die Grundlage der dynamischen Demokratie 
ist. Aus diesem Grunde fordert sie: 
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• 1. Die Kriegsopferfürsorge, insbesondere die gesundheitlichen 
und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen sind in Nordrhein­
Westfalen verstärkt fortzusetzen. 

• 2. Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Eingl iederungsmaß­
nahmen zugunsten der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge, für 
die Nordrhein-Westfalen unter der Führung der CDU Bahn­
brechendes geleistet hat, sind insbesondere für die vertrie­
benen Bauern und die Spätaussiedler fo rtzusetzen. Die CDU 
wird sich dafür einsetzen , daß die Flüchtlinge den Heimatver­
triebenen in vollem Umfange gleichgestellt werden . 

Gesundheitspolitik 

(111) Die weitere Verbesserung des Gesundheitswesens in Nordrhein­
Westfalen gehört zu den vordringlichsten Aufgaben der nächsten 
Jahre. 

Die Bevölkerung muß gleichmäßig mit leistungsfähigen Kranken­
häusern versorgt "'(erden. Das Krankenhauswesen des Landes ist so 
zu ordnen, daß jeweils in einem bestimmten Einzugsbereich alle für 
die Krankenversorgung notwendigen Fachrichtungen erreichbar sind . 
Die wirtschaftliche Existenz der Krankenhäuser in freier, gemeinnüt­
ziger und öffentlicher Trägerschaft ist in Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Land zu sichern. 

(112) Die CDU setzt sich für eine optimale medizinische Behandlung und 
Betreuung aller Patienten in unseren Krankenhäusern ein. Sie hält 
es weiterhin für eine vordringliche Sorge, daß die ärztliche Versor­
gung der Bevölkerung in Stadt und Land auch in Zukunft gesichert 
bleibt und verbessert wird . 

(113) Durch gezielte Vorsorgeuntersuchungen und durch die Einrichtung 
eines Diagnosezentrums in Nordrhein-Westfalen muß die Früher­
kennung von Krankheiten verbessert werden. Insbesondere sind 
Vorsorgeuntersuchungen bei Neugeborenen, Säuglingen und Klein­
kindern in verstärktem Umfang zu ermöglichen. Als Fernziel strebt 
die CDU kostenlose Vorsorgeuntersuchungen für alle an. 

(114) Die CDU wird zur Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit 
der Bevölkerung mit finanzieller Hilfe des Landes die Heilbäder in 
Nordrhein-Westfalen modernisieren. 
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(115) Die CDU wird sicherstellen, daß der technische Fortschritt auch dem 
Schutz der Umwelt in unserem Industrieland zugute kommt. Eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen Staat, Wirtschaft und Wissen­
schaft soll dafür sorgen, daß die Ausweitung industrieller Produktion 
und Nutzung neuer Techniken mit der Vorsorge gegen Umweltschä­
den aller Art Hand in Hand gehen. Erforderlich sind verstärkte An­
strengungen zur Luftreinerhaltung, zur Lärmbekämpfung und zur 
Reinerhaltung des Wassers. 

Freizeit 

(116) Immer mehr Menschen haben immer mehr Freizeit. Die CDU w: 
daher dafür eintreten, daß das Land Nordrhein-Westfalen Freize1L­
Angebote in ausreichendem Maße für jedermann zur Verfügung stellt. 

Sie fordert daher: 

• 1. Die Einrichtung von Freizeitzentren, 

• 2. Die Erhaltung von Naturparks und Schaffung von Naherho­
lungszentren sowie die Ausgestaltung von landschaftlich schö­
nen Gebieten Nordrhein-Westfalens zu Freizeitparks mit jeweils 
guter Verkehrsverbindung, 

• 3. Die verkehrsmäßige Aufschließung und die Verbesserung der 
Infrastruktur dieser Gebiete, dazu Einrichtungen des Fremden­
verkehrs, z. B. Schwimmbäder, Staubecken, Skilifte, Eis­
bahnen und andere Sportanlagen sowie preisgünstige Ferien­
plätze in reizvollen Gegenden des Landes, 

• 4. Den Ausbau der Museen und Bibliotheken, 

• 5. Förderung der kommunalen und privaten Bühnen durch e -
höhte Zuschüsse. 

Sport 

(117) Der Sport erfüllt eine gesellschaftspolitische Aufgabe von hohem 
Rang. 

(118) Die CDU wird deshalb 
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• 1. die staatlichen Zuständigkeiten in der Sportförderung neu 
ordnen, 

• 2. die Position des Schulsports und der Sportwissenschaft ver­
bessern, 

• 3. die Sportstättenplanung und den Sportstättenbau koordinie­
ren und erweitern, 

• 4. den Vereinen und Verbänden nachhaltiger als bisher bei der 
Durchführung des Breiten- und Spitzensports Unterstützung 
gewähren. 

(119) Um dieses Ziel zu erreichen, wird eine CDU-Regierung folgende Ein­
zelmaßnahmen durchführen : 

• 1. Die heute ungeordneten und zersplitterten ministeriellen Zu­
ständigkeiten auf dem Gebiet der Sportförderung werden in 
einer staatlichen Behörde zusammengefaßt. Dabei ist eine Be­
teiligung an allen gesellschaftspolitischen Planungen sicher­
zustellen. 

• 2. In allen Schulformen - vor allem auch im berufsbildenden 
Schulwese~ - werden die Voraussetzungen dafür verbessert, 
daß alle Kinder und Jugendlichen einen intensiven und ge­
n~gend umfangreichen Sportunterricht erhalten, die Sport­
wissenschaft in alle Universitäten und Hochschulen voll inte­
griert wird und die sportwissenschaftliche Forschung verstärkte 
Förderung erhält. 

• 3. Nach einer Strukturuntersuchung insbesondere im Hinblick auf 
kommunale Neugliederungen werden neue Landesrichtlinien 
für die Bedarfs- und Größenbestimmung von Sport- und Frei­
zeitstätten und deren Bezuschussung erlassen. Eine frühzeitige 
Information über Neuentwicklungen im Sportstättenbau , Bera­
tung und Begutachtung werden sichergestellt. 

• 4. Den Vereinen als den Trägern des freien Sports wird verstärkte 
finanzielle Hilfe zur Durchführung ihrer Arbeitsprogramme 
geleistet, so insbesondere für Lehr- und Jugendarbeit sowie 
die Verwaltung und die Unterhaltung bestehender vereins­
eigener Anlagen. 

~s we~den ~usbildungslehrgänge für eine moderne Organisa­
t1onsle1tung rn den Vereinen und der Sportverwaltung angebo­
ten we~den. Der Spitzensport soll durch den Bau von regiona­
len Leistungszentren für die verschiedenen Verbände die 
Ho~orierung von Trainern und weitgehende Unterstützung der 
Spitzensportler selbst stärker als bisher gefördert werden. 
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öffentliche Sicherheit 
(120) Der öffentlichen Sicherheit wird eine CDU-Landesregierung ihre be­

sondere Sorge widmen. Die CDU erwartet von der Polizei wirksamen 
Schutz vor Verbrechen und Hilfe bei der Ordnung des Verkehrs auf 
den Straßen unseres Landes. Bei der Verbrechensbekämpfung ist die 
Zusammenarbeit der Polizei über die Ländergrenzen hinweg zu ver­
bessern, die Kooperation zwischen Bundeskriminalamt und den Lan­
deskriminalämtern muß enger werden. 

Besondere Bedeutung ist der vorbeugenden Verbrechens- und Unfall­
bekämpfung beizumessen. Die Bevölkerung muß über die Methoden 
der Rechtsbrecher und über die Möglichkeiten des eigenen Schut <; 

besser aufgeklärt werden. 

Die Polizei kann mit Erfolg ihre umfangreichen Aufgaben nur bewäl­
tigen, wenn sie 

• personell ausreichend ausgestattet, 

• sinnvoll gegliedert, 

• nach modernen Erkenntnissen geführt, 

• hervorragend ausgebildet, 

• ständig weitergebildet, 

• technisch optimal gerüstet und 

• gut besoldet ist. 

Das Berufsbild der Polizei muß so gestaltet werden, daß es für junge 
Bürger mit qualifizierter Vorbildung anziehend wird. Die Polizei hat 
nicht die Aufgabe politische Meinungen durchzusetzen oder zu 
unterdrücken. Auch bei politischen Auseinandersetzungen hat sie nur 
für die Wahrung von Gesetz und Recht einzutreten. 

Die Erstattung von Schäden, die als Folge von politischen Ausein­
andersetzungen entstanden sind, ist gesetzlich zu regeln. Die CDU 
fordert die Verabschiedung des von ihr im Landtag eingebrachten 
Tumultschädengesetzes. 

Öffentlicher Dienst 

(121) Die Aufgabe des Staates, Leistungen in allen wichtigen Lebens­
bereichen zu erbringen, erfordert eine hochentwickelte, durch­
rationalisierte öffentliche Verwaltung, die au.eh unter wirtschaftlichen 

40 

Gesichtspunkten geführt werden muß. Ein durch Sachwissen, fach­
liche Leistung und Pflichterfüllung sich auszeich1lender öffentlicher 
Dienst sichert am besten die sachgerechte Erfüllung der Verwal­
tungsaufgaben. 

(122) Die CDU setzt sich für die Fortentwicklung des öffentlichen Dienst­
rechtes ein. 

(123) Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen sind zu erweitern , 
der Minderheitenschutz ist zu verstärken. 

(124) Der Leistungsgrundsatz muß das beherrschende Prinzip im öffent­
lichen Dienst sein. Die Besoldung muß leistungsbezogen gestaltet 
werden. Der Übergang von der Wirtschaft zur Verwaltung und um­
gekehrt ist zu erleichtern. Der Aufstieg befähigter Kräfte darf nicht 
durch starre Laufbahnbestimmungen erschwert werden. 

(125) Der Gewinnung leistungsfähigen Nachwuchses sowie der umfassen­
den Aus- und Fortbildung sind besondere Aufmerksamkeit zuzuwen­
den. Hierzu gehört, den öffentlichen Dienst mehr als bisher mit den 
Grundsätzen der elektronischen Datenverarbeitung vertraut zu 
machen. 

(126) Die Versorgungsempfänger sind an den Verbesserungen der Besol­
dung zu beteiligen. 

(127) Die Einführung der gleitenden Arbeitszeit im öffentlichen Dienst 
wird angestrebt. 

Grundsätze zur Finanzpolitik 

(128) Das finanz- und steuerpolitische Instrumentarium muß ökonomisch 
zweckmäßig und sozial gerecht eingesetzt werden und bedarf des­
halb ständiger Überprüfung. Das Steuersystem muß dur.chsichtiger 
werden. Bagatellsteuern sind abzuschaffen. 

Die CDU wird bei der Fortführung der Finanzreform darauf achten , 
das Prinzip des kooperativen Föderalismus zu verwirklichen. 

Eine endgültige Finanzreform muß Bund, Länder und Gemeinden in 
die Lage versetzen, die ihnen zugewiesenen Aufgaben im Bundes­
staat finanzieren zu können. Die durch die Finanzreform eingeführten 
„Gemeinschaftsaufgaben" müssen auf ihre Wirksamkeit im födera­
listischen System überprüft und je nach Ergebnis dieser Überprüfung 
ausgeweitet oder verändert werden. 
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(129) Eine CDU-Landesregierung wird bei der Aufstellung ihres ersten 
Haushalts die Schwerpunkte ihrer Haushalts- und Finanzpolitik für 
die nächste Legislaturperiode des Landtags (1970-1975) festlegen. 
Diese Festlegung wird in der aufzustellenden mittelfristigen Finanz­
planung ihren Niederschlag finden. Die laufenden Veränderungen 
der Sozial- und Wirtschaftsstruktur sind durch jährliche Anpassung 
und Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung zu berücksich­
tigen. 
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Dieses Aktionsprogramm wurde nach eingehender Beratung in den 
Kreisverbänden und Vereinigungen am 18. April 1970 in Leverkusen 
vom ersten gemeinsamen Parteitag der CDU-Landesverbände Rhein­
land und Westfalen-Lippe einstimmig beschlossen. 


